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C O G N O S C E R E

Zuweilen geschehen in der Provinz revo-
lutionäre Dinge. Jan Korte, ein junger
Bundestagsabgeordneter aus Sachsen-An-
halt, hat dafür ein Beispiel parat, als er
auf dem Linken-Europaparteitag am Wo-
chenende in Hamburg ans Rednerpult
tritt. Von der Sanierung des Leninplatzes
in der Gemeinde Könnern in seinem
Wahlkreis berichtet er, und das gefördert
aus Mitteln der Europäischen Union.
Was in dem Städtchen sogar auf einem
großen Schild für alle zu lesen war.

Der Pragmatiker Korte verbindet die
UnterrichtungüberdieLenin-Subvention
ausBrüsselerEtatmitdemdringendenAp-
pell an seine Genossen, mit der EU nicht
so feindselig umzugehen. Eine andere To-
nalität fordert er, andere Vokabeln. Wer
nur auf die Radikalität der Parole achte,
mache aus der Linkeneine „Gartenzwerg-
oder Volksmusik-Linke“, warnt er. Korte
will eine Rockmusik-Linke.

Man darf diese Wortmeldung als Re-
plik auf Sahra Wagenknecht verstehen.
Die Wortführerin des linken Parteiflügels
hat kurz vor Korte gesprochen. Ziemlich
missgelaunt ist sie nach Hamburg ge-
reist. Verunsichert, ob die Reformer bei
der Aufstellung der Kandidaten durchzie-
hen werden. Sauer, weil sie den Kompro-
miss zum Wahlprogramm nicht gut fin-
det. Aus ihrer Sicht haben sich die hessi-

schen Genossen über den Tisch ziehen
lassen.

Nur nach Gezerre hinter den Kulissen
ist der stellvertretenden Vorsitzenden
von Partei und Bundestagsfraktion ein ge-
setzter Vier-Minuten-Parteitag im Con-
gress-Centrum zugebilligt worden. Wa-
genknecht nutzt ihn, um einerseits den
Vorwurf als „vollkommen absurd“ zu be-
zeichnen, dass es in der Linkspartei
Anti-Europäer gebe. Und andererseits
die EU als „Fassadendemokratie“ und
„Lobbyistenklub von Banken und Konzer-
nen“ abzukanzeln.

Die politische Spannbreite in der Lin-
ken ist nach wie vor außerordentlich
groß – die Europapolitik gibt dafür nur
ein Beispiel. Aber die Auseinandersetzun-
gen führen nicht mehr zu Selbstzerflei-
schungsprozessen, wie sie bis 2012, un-
ter der Führung von Gesine Lötzsch und
Klaus Ernst, an der Tagesordnung waren.

In diesem Sinne verabschiedet der Par-
teitag ein Wahlprogramm, das wie ein gut
sortierter Gemischtwarenladen für jeden
Genossen und Anhänger etwas bietet.
ScharfeKritikanderEU,die„ihrZiel,Frie-
den–auchsozialen–zuschaffenundzuer-
halten, aus den Augen verloren“ habe.
Und andererseits der Entwurf für ein Eu-
ropa, „das sozialer, gerechter, ökologi-
scher,feministischer,friedlicherundwelt-
offener“ sein soll. Parteichefin Katja Kip-
ping twittert anschließend, der Kompro-

miss enthalte so viel EU-Kritik wie nötig
und so viele Reformideen wie möglich.

In ähnlichem Sinne einigt sich der Kon-
vent auch auf eine Kandidatenliste für die
Europawahl im Mai, die fast allen passt.
Die recht blasse und rhetorisch ziemlich
unbegabte Ex-PDS-Vorsitzende Gabi Zim-
mer bekommt Platz eins. Den Ausschlag
gibt, dass sie in Brüssel als fleißige Sach-
arbeiterin mit allerlei Fremdsprachenta-
lent geschätzt wird. Aber die Kandida-

ten-Namen sind gar
nicht so wichtig. Ent-
scheidend ist, dass spä-
ter Wagenknecht vor
Fernsehkameras von ei-
ner „ausgewogenen
Liste“ spricht. Und die
Ost-Reformer auch
ganz zufrieden mit dem
sind, was sie herausge-
holt haben. Hamburg ist

der erste Parteitag gewesen, bei dem die
West-Landesverbände nicht mehr beim
Delegiertenschlüssel bevorzugt werden,
wie er 2007 beim Zusammenschluss von
PDS und WASG eingeführt worden war.

DerRest?Polit-Folklore,wiesiezurLin-
ken eben gehört. Zum Beispiel der hessi-
sche Bundestagsabgeordnete Wolfgang
Gehrcke, ein gealterter Ex-Funktionär der
DKP, der vor den Delegierten wettert, die
ParteidürfesichvondenanderenParteien
nicht den Europa-Kurs vorschreiben las-

sen. Oder Lucy Redler. Die Trotzkistin
war mal eine Rebellin in der WASG, 2006
organisierte sie den konkurrierenden An-
tritt gegen die PDS bei der Berliner Abge-
ordnetenhauswahl. Jahrelang wollte man
sie bei der Linken nicht dabei haben, nun
ist sie erstmals Delegierte auf einem Par-
teitag – für die radikalen Sektierer von der
Antikapitalistischen Linken. „Was mir ge-
fällt, ist,dasssichdieParteivondenPerso-
nalquerelen erholt hat“, sagt sie. Was ihr
nichtpasst:dassdieFragederRegierungs-
beteiligungen „schwelt“ und nicht „offen
diskutiert“ wird.

UndnatürlichGysi.DerwillübereinRe-
gierungsbündnisimBundgeradenichtdis-
kutieren, weil sich doch die Frage „zur
Zeit überhaupt nicht“ stelle. Und über-
haupt: Die Linke sei „zu bedeutsam“, um
sich in „Kleinkariertheit“ auf „bestimmte
interne Auseinandersetzungen“ zu kon-
zentrieren. Kipping sitzt am Sonntagmit-
tag quietschvergnügt in der ersten Reihe.
Es läuft gut für sie. Im Mai will sich die
Dresdnerin auf dem nächsten Bundespar-
teitag in Berlin für eine weitere Amtszeit
alsVorsitzendebestätigen lassen–ebenso
wie ihr Ko-Chef Bernd Riexinger und der
im Hintergrund sehr gewitzt agierende
ParteimanagerMatthiasHöhn.Kippingbi-
lanziert: „Alles in allem – als ob wir 'ne er-
wachsene Partei geworden sind.“

— Meinungsseite

DEUTSCHLAND
Ex-Verteidigungsminister Rühe
vor politischem Comeback
Berlin - Der frühere Verteidigungsminis-
ter Volker Rühe (CDU) kehrt offenbar
auf die politische Bühne zurück. Der 71-
Jährige wird laut „Spiegel“ eine vom Bun-
destag eingesetzte Kommission mitlei-
ten. Diese solle über die künftige Parla-
mentsbeteiligung bei Auslandseinsätzen
der Bundeswehr beraten.  dpa

TÜRKEI
EU bittet Ankara um Hilfe
bei Militäreinsatz in Zentralafrika
Ankara - Die Europäische Union (EU)
hat nach Angaben aus türkischen Regie-
rungskreisen die Führung in Ankara um
Unterstützung bei dem Militäreinsatz in
der Zentralafrikanischen Republik gebe-
ten. Die EU-Außenbeauftragte Catherine
Ashton habe in einem Brief an die türki-
sche Regierung nach den Möglichkeiten
zur Unterstützung des geplanten Einsat-
zes in dem Bürgerkriegsland gefragt,
hieß es. Ashton hatte am Wochenende er-
klärt, die Europäische Union erwäge die
Entsendung von etwa 1000 Soldaten in
den von Chaos und Gewalt geplagten Kri-
senstaat.  AFP

RUSSLAND
De Maizière kritisiert Urteil
gegen russischen Umweltaktivisten
Sotschi - Bundesinnenminister Thomas
deMaizièrehatdieVerurteilungdesrussi-
schenUmweltaktivistenJewgeniWitisch-
ko zu drei Jahren Lagerhaft als „ziemlich
unverhältnismäßig“ kritisiert. Witischko
wirft den Organisatoren der Winterspiele
Umweltzerstörung vor. Russland müsse
eine Diskussion über Naturschutz aushal-
ten, sagte de Maizière am Sonntag.  dpa

Kiew - Es ist ein grauer Samstagvormit-
tag. Im Stadtzentrum von Kiew haben
sich Veteranen des Afghanistankrieges
der Sowjetunion eingefunden, um an das
Ende der zehnjährigen Auseinanderset-
zung zu gedenken. Unter den Anwesen-
den fällt ein junger, hochgewachsener, et-
was schlaksiger Mann mit Nerdbrille und
Basecap auf. Arsenij Jazenjuk passt op-
tisch nicht in die Gruppe, trotzdem kann
er die Soldatenlieder der 1970er Jahre
mitsingen, die die 500 Männer auf ihrem
Weg zum Veteranen-Denkmal im Regie-
rungsviertel Kiews anstimmen.

Die Afghanistan-Veteranen sind wich-
tig für den Fraktionschef der größten
ukrainischen Oppositionspartei, sorgen
sie doch mit für die Sicherheit auf dem
Maidan in Kiew. Dort, wo seit fast drei
Monaten tausende Menschen in Zelten
ausharren, um gegen den autoritären
Kurs von Präsident Viktor Janukowitsch
zu protestieren. „Der Präsident verkör-
pert ein System, was 1991 untergegan-
gen ist. Er lebt nach wie vor nach den
Werten, die in der UdSSR gültig waren.
Damit ist kein Neustart zu machen“, sagt
der promovierte Wirtschaftswissen-
schaftler und Jurist Jazenjuk.

Der aus dem westukrainischen Czerno-
witz stammende Sohn eines Professors
und einer Lehrerin für Fremdsprachen ist
trotz seiner 39 Jahre ein erfahrener Politi-
ker. Jazenjuk war bereits Außen- und
Wirtschaftsminister sowie Parlaments-

sprecher. 2010 hat er an den Präsident-
schaftswahlen teilgenommen. Er gilt als
Befürworter eines Nato-Beitritts der
Ukraine und plädiert für eine liberale
Wirtschaftspolitik. „Die Ukraine muss
ihre politische und wirtschaftliche Krise
in den Griff bekommen. Wenn unsere Re-
gierung das Assoziierungsabkommen mit
der EU Ende 2013 unterzeichnet hätte,
wäre das die Chance uns zu modernisie-
ren“, sagt Jazenjuk. Russland hingegen
„will nur eine neue Berliner Mauer auf-
bauen, dieses Mal verläuft die Grenze
zwischen der Ukraine und der EU“.

Jazenjuk scheut selten einen Konflikt.
Er sei manchmal zu selbstbewusst, fin-
den einige seiner Parteifreunde. Seit der
Inhaftierung der früheren Ministerpräsi-
dentin Julia Timoschenko führt er deren
Partei. Der sonst so kommunikative Jazen-
juk wird wortkarg, wenn die Sprache auf
Timoschenko kommt. Dabei hat er mit
ihr in der vergangenen Woche ein vier-
stündiges Gespräch in ihrer Gefängnis-
zelle geführt. Im Grunde lehnt die Vater-
landspartei jegliche Verhandlungen mit
Janukowitsch ab, doch dazu gäbe es der-
zeit keine Alternative: „Wir können mitei-
nander reden oder uns gegenseitig tot-
schießen“, sagt Jazenjuk.

Nun gab es tatsächlich ein Entgegen-
kommen der Opposition: Am Sonntagvor-
mittag wurde das Gebäude der Kiewer
Stadtverwaltung an die Behörden zurück-
gegeben. Und im Gegenzug erklärte die

Staatsanwaltschaft Kiew am Abend, dass
die Amnestie für die freigelassenen Regie-
rungsgegner an diesem Montag in Kraft
treten soll. Zuvor hatten der Schweizer
Botschafter Christian Schoenenberger
und der Kommandant der Oppositionsbe-
wegung, Ruslan Andrejko, einen Über-
gabe-Akt für das Gebäude der Stadtver-

waltung unterzeichnet. Jazenjuk kün-
digte am Sonntag vor den Demonstranten
aufdemMaidandieBildungeinerOpposi-
tionsregierung an.

Seit Beginn der politischen Krise in der
Ukraine hat Jazenjuk oft mit Präsident Ja-
nukowitsch verhandelt.Es gab Gespräche
mitdenbeidenanderenOppositionspoliti-
kern, dem Anführer der nationalistischen
Swoboda,OlegTjanibokundmitBoxwelt-
meister Vitali Klitschko. Das Urteil Jazen-
juks fällt vernichtend aus: „Janukowitschs
Regierungsstil ähnelt den Zuständen am
Kaiserhof in Byzanz.“ Der Präsident sei
weder an Entscheidungen noch an Verän-
derungen interessiert. Das Angebot Janu-
kowitschs, ihn zum Ministerpräsidenten
zu machen, habe er ablehnen müssen.
„Ich bin nicht käuflich, Mister Presi-
dent!“, sagte er am Sonntag dazu.

Den Besuch bei Bundeskanzlerin An-
gela Merkel wird Jazenjuk an diesem
Montag zusammen mit Vitali Klitschko
absolvieren müssen. Die politische Oppo-
sition in der Ukraine beäugt sich nicht
erst seit dem Ausbruch der Maidan-Pro-
teste misstrauisch. Doch Jazenjuk ist zu
sehr Profi, als dass er ein negatives Wort
über einen der drei Oppositionspolitiker
verlieren würde. Er beschreibt es anders:
„Eine Demokratie lebt von mehreren Par-
teien, da ist der Wettbewerb vollkommen
natürlich.“ Von dem Berlin-Besuch er-
hofft sich Jazenjuk vor allem eines: „politi-
sche Unterstützung“.  Nina Jeglinski

Bern - Als erste Konsequenz aus dem
Volksentscheid zur Zuwanderung wird
die Schweiz dem neuen EU-Mitglied
Kroatien keine Freizügigkeit gewähren.
Dies teilte die Schweizer Justizministerin
Simonetta Sommaruga der kroatischen
Außenministerin Vesna Pusic mit.

Die neue Verfassungsbestimmung un-
tersage ab sofort den Abschluss völker-
rechtlicher Verträge, die eine unbegrenz-
te Zuwanderung bedeuten würden. Das
vorliegende Protokoll gewähre Kroatien
aber nach zehn Jahren volle Freizügig-
keit. Der Bundesrat prüfe nun mögliche
Lösungen, die Kroatien nicht diskrimi-
nierten, teilte Sommaruga weiter mit.
Die Schweizer hatten am vergangenen
Sonntag mit knapper Mehrheit einer
Volksinitiative gegen „Masseneinwande-
rung“ zugestimmt.

Die national-konservative Schweizer
Volkspartei (SVP) als Initiatorin der
Volksinitiative drückt aufs Tempo. Fra-
gen der Kontingentierung könnten „auf
dem Verordnungsweg sofort gelöst wer-
den“, sagte SVP-Chef Toni Brunner der
Zeitung „Schweiz am Sonntag“.

Er sehe eine „massive Einwanderungs-
welle“ auf das Land zukommen, wenn
vom Juni an die volle Freizügigkeit mit
den EU-Oststaaten und im Sommer 2016
mit Rumänien und Bulgarien gelte.

Aus Sicht der Sozialdemokraten (SP)
kommt eine neue Volksabstimmung in Be-
tracht, sobald die bilateralen Verträge
mit der EU gekündigt werden müssten.
Das Volk müsse wählen können zwi-
schen der Umsetzung der Initiative und
der Sicherung des bilateralen Wegs, sagte
SP-Chef Christian Levrat der „Sonntags-
zeitung“. Die Eidgenossen hätten die Ini-
tiative angenommen im Glauben, sie sei
mit den bilateralen Verträgen vereinbar.
Nach einer repräsentativen Umfrage des
„Sonntagsblicks“ sind 74 Prozent der
Schweizer für die Beibehaltung dieser
Verträge.

Unterdessen wollen die finanzstarken
Kantone, die gegen die Volksabstimmung
gestimmt hatten, den Finanzausgleich
überdenken. Ausgerechnet die Empfän-
gerkantone hätten mit ihrem „Ja“ zur Ini-
tiative den starken Kantonen Steine in
den Weg gelegt, sagte der Genfer Staats-
rat Pierre Maudet. Mit ihrem Votum zur
Begrenzung der Zuwanderung verstoßen
die Eidgenossen gegen das Recht auf Per-
sonenfreizügigkeit und riskieren den Ver-
lust des privilegierten Zugangs zum EU-
Binnenmarkt.  dpa

Europa – passend gemacht
Die kontroverse Debatte über die EU-Politik zeigt, wie groß die Gegensätze bei der Linken weiterhin sind

Doch beim Parteitag in Hamburg geben sich die Genossen kompromissbereit

Fo
to

:d
pa

Er kennt das Geschäft. Jazenjuk war schon
Außen- und Wirtschaftsminister.  Foto: dpa

Berlin - Als Reaktion auf die NSA-Abhör-
affäre erwägt die Bundesregierung einem
Magazinbericht zufolge, westliche Ge-
heimdienste in Deutschland durch ei-
gene Agenten zu beobachten. Im Bundes-
amt für Verfassungsschutz gebe es be-
reits Pläne, die Abteilung Spionageab-
wehr auszubauen und die Botschaften
von Partnerländern wie den USA und
Großbritannien einer „Sockelbeobach-
tung“ zu unterziehen, berichtete „Der
Spiegel“ ohne Angabe von Quellen. Dem
Bericht zufolge sollten genaue Kennt-
nisse über diplomatisch akkreditierte
Nachrichtendienst-Mitarbeiter in
Deutschland und über die technische
Ausstattung von Botschaftsgebäuden er-
langt werden.

Eine Regierungssprecherin bestätigte
dem Nachrichtenmagazin zudem, dass es
Bemühungen durch chinesische Geheim-
dienste gegeben habe, die Informationssi-
cherheit im Kanzleramt zu kompromittie-
ren. Diese hätten aber abgewehrt werden
können. Dem Blatt zufolge wurden im
September im Vorfeld des G-20-Gipfels
in St. Petersburg E-Mails an hochrangige
Mitarbeiter mehrerer Bundesministerien
und Banken verschickt. So sei ein Infor-
mationsaustausch unter den sogenann-
ten Sherpas, die den Gipfel vorbereite-
ten, vorgegaukelt worden. Die in der
Mail enthaltene Schadstoffsoftware sollte
die Ergebnisse nach China liefern.  rtr

EntscheidungderEidgenossen: DieZuwan-
derung in ihr Land wird begrenzt.  Foto: dpa

E FNACHRICHTEN

Von Matthias Meisner, Hamburg

Pro Europa. Eine große Mehrheit der Linkspartei stimmte für das Europawahlprogramm. Es enthält scharfe Kritik, aber auch einen Neuentwurf für die EU.  Foto: Bodo Marks/dpa

Gabi Zimmer

Gnadenlos gegen das System
Der ukrainische Oppositionsführer Arsenij Jazenjuk gibt sich im Kampf gegen die Regierung unerbittlich

Heute ist er zusammen mit Vitali Klitschko zu Gast bei Kanzlerin Angela Merkel in Berlin

Regierung will
Botschaften ins
Visier nehmen
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Keine
Freizügigkeit
für Kroaten

Schweiz setzt Abkommen
nach Referendum aus


